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Die Bildungslandschaft wird unübersichtlicher, Berufsbio-
grafien vielfältiger und auch brüchiger: Individuelle Neu-
orientierungen – ob selbst gewählt oder leidvoll erfahren –
stehen immer häufiger an. Dabei ist professionelle Bil-
dungsberatung gefragt, um Menschen in der Gestaltung
ihrer Bildungs- und Berufsbiografie aktiv zu unterstützen.
Im Januar 2009 beginnt die berufsbegleitende Qualifizie-
rung ›Bildungsberatung & Kompetenzentwicklung‹ unter 
der Trägerschaft der Arbeitnehmerkammer Bremen. 
Das Ziel: Berater als ›Lotsen‹ im Feld des Bildungssystems
qualifizieren. 

Denn: Wer kennt sich noch aus in der Unübersichtlichkeit der 
Bildungslandschaft? Welcher Bildungsweg ist der richtige? Das
inhaltliche Spektrum von Bildungsberatung reicht von der Perso-
nalentwicklung in Betrieben, über Weiterbildungsberatung für 
kleine und mittlere Unternehmen bis hin zu Beratung für Haupt-
schüler im Übergang von Schule zum Beruf, der Qualifizierung
und Integration von Migranten bis hin zu Karrierecoaching. 

Lebensbegleitendes Lernen ist zwar in aller Munde, stellt sich
in der Realität aber für viele durchaus als Überforderung dar.
Dabei ist professionelle Bildungsberatung wichtig, um Menschen
in der Gestaltung ihrer Bildungs- und Berufsbiografie aktiv zu
unterstützen und auch in Umbrüchen oder an Wendepunkten zu
begleiten. 
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Berufsbegleitende Qualifizierung: 
Wegweiser im Dschungel des Bildungsmarktes

Bildung braucht Beratung

Veranstaltungshinweis
›Bildungsberatung & Kompetenzentwicklung‹

Über die am 22. Januar 2009 startende berufsbegleitende
Qualifizierung ›Bildungsberatung & Kompetenzentwicklung‹
informiert die Arbeitnehmerkammer am

Donnerstag, dem 27. November, von 16 bis 17 Uhr, 

in der Arbeitnehmerkammer Bremen, Bürgerstraße 1.

Von Januar bis Juni 2009 findet der vierte Durchgang im 
Rahmen des Regionalen Qualifizierungszentrums (RQZ) statt.
Das Angebot richtet sich an angestellte und freischaffende
Berater der Bildungsszene, Personalentwickler und Fallmana-
ger. Die Qualifizierung schließt mit einem Abschlusskolloquium
und einem Zertifikat ab. 
Weitere Infos erhalten Sie bei Nadja Plothe, 
Telefon 0421·8355237, rqz@arbeitnehmerkammer.de 
und Angelika Klein, Telefon 0421·36301-913, 
klein@arbeitnehmerkammer.de 
www.arbeitnehmerkammer.de/bildung 
www.bildungsberatung-verbund.de (Rubrik: Bremen)

Gastbeitrag: Die Auswirkungen der Finanzmarktkrise 

Steuern gegen den Abschwung 
Führungsrolle der Binnenwirtschaft 

Die Antwort auf die schrumpfenden Exportzuwächse und die
Finanzmarktkrise ist klar. Die Binnenwirtschaft muss die Führungs-
rolle übernehmen im Kampf gegen die ansonsten sich beschleu-
nigende Rezession. Die beiden wichtigsten Maßnahmen sind: 

Eine expansive Lohnpolitik, die auch dafür sorgt, dass 
überschüssige Gewinne, die ansonsten auf die Finanzmärkte
drängen würden, an die Beschäftigten zurückgehen. 
Da die Lohnpolitik allein völlig überfordert wäre, muss die
Finanzpolitik gegen die Abschwungdynamik expansiv einge-
setzt werden. 

Die Binnenwirtschaft wurde auch durch die gesamtwirtschaftliche
Schrumpfpolitik des Staates massiv belastet. Derzeit reduziert
sich die Politik der Bundesregierung auf das (leider) unvermeid-
bare Notprogramm sowie die Debatte um streng kontrollierte
Spielregeln auf den Finanzmärkten. Expansive Finanzpolitik findet
praktisch nicht statt. Der Staat muss endlich wegen der produk-
tionswirtschaftlichen Belastungen durch die Finanzmarktkrise
seine gesamtwirtschaftliche Verantwortung wahrnehmen. Denn
nur mit einer wachstumsstärkenden und jobvermehrenden Politik
lassen sich die öffentlichen Haushalte mittels Steuermehreinnah-
men nachhaltig sanieren. Daher sollte die Bundesregierung um-
gehend ein auf mehrere Jahre angelegtes Zukunftsinvestitionspro-
gramm (ZIP) mit einem Einstiegsvolumen von 30 Milliarden Euro
umsetzen. Dabei geht es nicht um ein kurzlebiges Konjunktur-
programm, das in der Tat nur einen Strohfeuereffekt auslösen
könnte. Vielmehr muss die Binnenwirtschaft mittelfristig über
zusätzliche Staatsausgaben gestärkt werden, und zwar mit den
Schwerpunkten der Finanzierung: von öffentlichen Investitionen in
Schulen, des Ausbaus der Infrastruktur zur Vereinbarkeit von
Familie und Beruf, von Forschung und Lehre an den Hochschulen,
des ökologischen Umbaus sowie des Ausbaus des öffentlichen
Nah- und Fernverkehrs. 
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Die Finanzmarktkrise und ihre Folgen – kaum
ein anderes Thema wird derzeit intensiver
diskutiert. Dabei hat sich immerhin eine dop-
pelte Erkenntnis durchgesetzt: Einerseits sind
die durch Megakapitalsammelstellen domi-
nierten Finanzmärkte hochgradig krisenan-
fällig: Gier und Abzockerei konnten sich hier
bisher ungestraft austoben. Andererseits ist

selbst hartnäckigen Marktorthodoxen klar geworden, dass
die selbstzerstörerischen Kräfte dieser entfesselten Finanz-
märkte durch scharf kontrollierte Spielregeln ausgehebelt
werden müssen. Ziel ist es, den Terror der Finanzmärkte
durch überhöhte und schädliche Renditeziele gegenüber
der Produktionswirtschaft abzubauen. 

Derzeit beschränkt sich die Suche nach den Ursachen der Finanz-
marktkrise vor allem auf die Banken. Die Ursachen des Kollapses
werden zu Recht in der Renditegier und den Spekulationen durch
die weltweit agierenden Kapitalsammelstellen im Klima deregu-
lierter Märkte gesehen. Die Realwirtschaft – das ist laut Deut-
sche Bundesbank die Produktionswirtschaft ohne die Finanz-
dienstleistungsunternehmen – wird eher als Betroffene des Miss-
managements der Banken erfasst. Sind diese Unternehmen
jedoch nicht nur Opfer, sondern auch Täter? Unübersehbar ist die
Tatsache, dass diese Unternehmen in den vergangenen Jahren
gigantische Gewinnzuwächse zu verzeichnen hatten. Und anstatt
die Beschäftigten angemessen zu beteiligen, haben sie die aus
dem Ruder laufenden Finanzmärkte mit den Liquiditätsüberschüs-
sen gespeist. 

So nahm der Anteil der Eigenmittel in der Produktionswirtschaft
deutlich zu, der nicht für die Finanzierung von Sachinvestitionen,
sondern auf die Finanzmärkte geflossen ist. Die Leidtragenden der
Einsätze an den Spieltischen des internationalen Kasinokapitalis-
mus sind vor allem die Beschäftigten. Sie mussten dafür Verzicht
auf angemessene Lohnzuwächse ertragen. Diese Umverteilungs-
politik ist nicht nur ungerecht. Sie ist gesamtwirtschaftlich dumm.
Denn die Binnenwirtschaft wurde durch einen seit Jahren nahezu
stagnierenden Konsum der privaten Haushalte geschwächt. 


